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Arbeitsverwaltung und Zwangsarbeit in Ost- und Südosteuropa 1939-1945

Gegen Ende des Zweiten Weltkrieges, im Septem-
ber 1944, befanden sich fast sechs Millionen zivi-
le auslÃ¤ndische ArbeitskrÃ¤fte in Deutschland. Von
ihnen stammten weit Ã¼ber drei Viertel aus Ost-
und SÃ¼dosteuropa. Zudem waren Millionen Ost-
und SÃ¼dosteuropÃ¤er in ihren HeimatlÃ¤ndern als
Zwangsarbeiter fÃ¼r die deutsche Kriegswirtschaft be-
schÃ¤ftigt. Ihre Rekrutierung und die Steuerung ihres
Einsatzes war Aufgabe der deutschen und einheimischen
Arbeitsverwaltungen in den Besatzungsgebieten, Ã¼ber
deren Geschichte und TÃ¤tigkeit bislang nur wenig be-
kannt ist. Ãber das Zusammenwirken der verschiedenen
Institutionen bei der Organisation des Zwangsarbeiter-
satzes in den besetzten Gebieten herrscht dabei eben-
so Unklarheit wie Ã¼ber deren konkurrierende politi-
sche, wirtschaftliche und ideologische Ziele in den unter-
schiedlichen Phasen der ArbeitskrÃ¤ftepolitik. Der von
der Stiftung âErinnerung, Verantwortung und Zukunftâ
und der Hamburger Stiftung zur FÃ¶rderung von Wis-
senschaft und Kultur unterstÃ¼tzte Workshop hatte sich
daher zum Ziel gesetzt, anhand regionaler Fallstudien
die Rolle der Arbeitsverwaltungen vergleichend zu un-
tersuchen. Strukturelle Gemeinsamkeiten wie auch Be-
sonderheiten der Zwangsarbeitsregime sollten hierbei
nÃ¤her bestimmt und die unterschiedlichen Handlungs-
spielrÃ¤ume der Akteure vor Ort ausgeleuchtet werden.

In seinem Einleitungsbeitrag skizzierte DIETER G.
MAIER (Heidelberg) die strukturelle und politische Ent-
wicklung der deutschen Arbeitsverwaltung im Reichsge-
biet ab 1933. Nur vor diesem Hintergrund lÃ¤sst sich die
Radikalisierung der Arbeitsverwaltungen in den besetz-

ten LÃ¤ndern adÃ¤quat erfassen. Kennzeichnend war
die immer stÃ¤rkere Kontrolle und Reglementierung der
ArbeitskrÃ¤fte, derWeg von der Arbeitsvermittlung zum
staatspolitisch bestimmten âArbeitseinsatzâ. Markstei-
ne auf diesem Weg bildeten die EinfÃ¼hrung des Ar-
beitsbuches 1935 und die Dienstpflichtverordnung 1938.
Die deutsche Arbeitsverwaltung verfÃ¼gte so bereits vor
Kriegsbeginn Ã¼ber die notwendigen Instrumentarien,
die dann auch auf die besetzten LÃ¤nder angewandt wer-
den sollten. Einen weiteren Radikalisierungsschub fÃ¼r
diese Gebiete brachte dann die Berufung Fritz Sauckels
zum GeneralbevollmÃ¤chtigten fÃ¼r den Arbeitseinsatz
im MÃ¤rz 1942.

Der polnische Historiker RYSZARD KACZMAREK
(Kattowitz) berichtete Ã¼ber die Politik der deutschen
Arbeitsverwaltung in den annektierten oberschlesischen
Gebieten, die sich unter dem Einfluss der âVolkstumspo-
litikâ, also den Bestrebungen der Nationalsozialisten, die
dort lebenden Menschen zu âgermanisierenâ, in den ein-
zelnen Gebieten sehr unterschiedlich entwickelte. Insge-
samt konstatierte Kaczmarek aber eine Anerkennung der
wirtschaftlichenGegebenheiten und eine daraus resultie-
rende flexible Gestaltung der Arbeitsbedingungen. Aus
Oberschlesien wurden relativ wenige Zwangsarbeiter in
das Deutsche Reich deportiert, da sie Ã¼berwiegend in
dem industrialisierten Gebiet selbst als ArbeitskrÃ¤fte
benÃ¶tigt wurden.

KARSTEN LINNE (Hamburg/Berlin) hob in seinem
Beitrag zum âReichsgau Warthelandâ hervor, dass Ar-
beitsverwaltung und SS-StÃ¤be dort bei den Deporta-
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tionen gut zusammenarbeiteten. Dabei bemÃ¼hten sich
beide Organisationen, âeindeutschungsfÃ¤higeâ polni-
sche ArbeitskrÃ¤fte herauszufiltern, die langfristig im
Reichsgebiet angesiedelt werden sollten. Diese Ver-
knÃ¼pfung zwischen Deportationen und der Rekrutie-
rung von ArbeitskrÃ¤ften konnte nach Linne als Kom-
promiss zwischen ideologischen Zielen und wirtschaftli-
chen Notwendigkeiten betrachtet werden, wobei die Ar-
beitsverwaltung jedoch ideologische MaÃstÃ¤be ohne
weiteres zum MaÃstab ihres Handelns machte.

Zu den Deportationen von polnischen Wanderarbei-
tern sowie zum zwangsweisen Einsatz von polnischen
ArbeitskrÃ¤ften im Distrikt Radom des Generalgouver-
nements referierte ROBERT SEIDEL (Wuppertal). Er be-
tonte die rasche Etablierung der deutschen Arbeitsver-
waltung, die den deutschen Truppen auf dem FuÃe folgte
und bereits im September 1939 ihre TÃ¤tigkeit aufnahm.
Nachdem in den ersten Monaten die Werbung von Frei-
willigen im Vordergrund stand, die nur sehr kurzfristig
Erfolge zeitigte, ging man ab FrÃ¼hjahr 1940 zur vers-
tÃ¤rkten Zwangserfassung von ArbeitskrÃ¤ften Ã¼ber:
Den polnischen Gemeindevorstehern wurde die Gestel-
lung von Arbeiterkontingenten auferlegt, fÃ¼r deren Er-
fÃ¼llung sie mit ihrer persÃ¶nlichen Freiheit und ihrem
Eigentum einzustehen hatten. Brutale Razzien und will-
kÃ¼rliche Verhaftungen prÃ¤gten denn auch die Pra-
xis der ArbeitskrÃ¤fterekrutierung in den folgenden Jah-
ren. Wenngleich es individuelle Strategien gab, sich dem
Verfolgungsdruck zu entziehen, so blieben die reellen
MÃ¶glichkeiten fÃ¼r eine Verweigerung von Zwangs-
arbeit angesichts fehlender Ã¶konomischer Alternativen
fÃ¼r die betroffenen Menschen eng begrenzt.

MARIO WENZEL (Berlin) beschÃ¤ftigte sich in
seinem Beitrag mit den Zwangsarbeitslagern fÃ¼r
jÃ¼discheMenschen imDistrikt Krakau. Diese Lager un-
terstanden â wie der gesamte jÃ¼dische Arbeitseinsatz
imGeneralgouvernement â nur fÃ¼r eine kÃ¼rzere Zeit-
spanne formal der deutschen Arbeitsverwaltung. Diese
legte eher Wert auf eine BeschÃ¤ftigung der Juden in
âfreienâ ArbeitsverhÃ¤ltnissen. Im weiteren Verlauf des
Krieges wurde der Arbeitseinsatz zunehmend von den
beteiligten Firmen und den JudenrÃ¤ten organisiert, die
fÃ¼r die Stellung von ArbeitskrÃ¤ftekontingenten ver-
antwortlich waren. Diese Praxis hielt auch noch zum
Zeitpunkt der gewaltsamen Liquidierung der Gettos an,
bei der zunÃ¤chst die nichtarbeitsfÃ¤higen Menschen
in die Todeslager gesandt wurden, bis schlieÃlich, et-
wa wÃ¤hrend der Aktion âErntefestâ, nach und nach
auch die verbliebenen jÃ¼dischen ArbeitskrÃ¤fte ermor-
det wurden.

Ãber die Arbeiterrekrutierung im âUnabhÃ¤ngigen
Staat Kroatienâ, einem Vasallenstaat des Deutschen Rei-
ches, berichtete CHRISTIAN SCHÃLZEL (Berlin). Dort
konnte die Regierung auf eine gewisse Tradition der
Wanderarbeit in Deutschland zurÃ¼ckgreifen; dem-
entsprechend begann man 1941 mit einer freiwilligen
Werbung, die allerdings einem schleichenden Ãbergang
zur Zwangsarbeit unterlag. Parallel zu den seit Mai 1942
geschlossenen bilateralen Abkommen, bauten die deut-
schen Dienststellen ihren Einfluss in Kroatien aus. Der
Ustascha-Staat versuchte, sich durch die Rekrutierung
von ArbeitskrÃ¤ften ebenso wie durch den Einsatz von
Kriegsgefangenen von den im Land befindlichen Ser-
ben zu befreien â eine andere Form der âethnischen
SÃ¤uberungâ. Insgesamt prallten aber unterschiedliche
deutsche und kroatische Interessen aufeinander, die eine
effiziente Rekrutierung behinderten.

Das zweite Beispiel aus dem besetzten Jugoslawien
bildete das unter einer deutschen MilitÃ¤rverwaltung
stehende Serbien: ZORAN JANJETOVIC (Belgrad)
stufte die serbische Regierung als ein reines Aus-
fÃ¼hrungsorgan der Besatzungsmacht ein. Auch hier
begann man im Sommer 1941 zunÃ¤chst mit der Rekru-
tierung von Freiwilligen. Bis Ende 1941 sollte das Land
75.000 ArbeitskrÃ¤fte stellen und es zeigte sich rasch,
dass die Zahl der Freiwilligen dafÃ¼r nicht ausreichen
wÃ¼rde. Die serbische ArbeitsbÃ¶rse erhÃ¶hte darauf-
hin die Zahl ihrer Zweigstellen ebenso wie den Druck
auf die ArbeitskrÃ¤fte. Deutsche Firmen und Dienststel-
len rekrutierten derweil auf eigene Faust. Eine wichtige
Rolle spielte die Pflichtarbeit im eigenen Gebiet, insbe-
sondere in den kriegswirtschaftlich wichtigen Kupfer-
minen von Bor und dem Bergbaugebiet von Kostolac.
Im Rahmen der ausgeweiteten Verpflichtung der serbi-
schen BevÃ¶lkerung, die politisch als paternalistisches
Programm gegen âNichtstuerâ verharmlost wurde, wa-
ren ab 1942 bis zu 30.000 Zwangsarbeiter im Bergbau
beschÃ¤ftigt. Die organisatorische SchwÃ¤che der ser-
bischen Kollaborationsregierung und der zunehmende
Kontrollverlust der deutschen Besatzer Ã¼ber das von
den Partisanen beherrschte lÃ¤ndliche Gebiet fÃ¼hrten
ab dem FrÃ¼hjahr und Sommer 1944 zur weitgehenden
AuflÃ¶sung des Erfassungssystems und in der Folge zu
einem wirtschaftlichen Stillstand in der serbischen In-
dustrie.

Als eine Art Vorlauf zum System des zwangsweisen
Arbeitseinsatzes im Zweiten Weltkrieg lÃ¤sst sich die
deutsche Rekrutierungspolitik im Protektorat BÃ¶hmen
und MÃ¤hren beschreiben: Hier trafen die Mitarbeiter
der deutschen Arbeitsverwaltung zum ersten Mal auf
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eine auslÃ¤ndische Arbeiterschaft aus einem besetzten
Land. STEFFEN BECKER (Prag) berichtete, dass die An-
werbung anfangs recht einfach verlief und bis Ende Au-
gust 1939 bereits 70.000 Tschechen als Arbeiter nach
Deutschland gegangen waren. Aber auch hier Ã¼bte
die Arbeitsverwaltung, die ihre Organisation nach deut-
schem Vorbild aufbaute, angesichts der nachlassenden
Zahlen verstÃ¤rkten Druck aus. Im November 1942 ging
sie zu jahrgangsweisen Einberufungen Ã¼ber, spÃ¤ter
folgten auch Razzien und mit der âAktion 1924â versuch-
te sie eine totale Mobilisierung einzulÃ¤uten. Zwar wur-
den lediglich 30.000 ArbeitskrÃ¤fte dieses Geburtsjahr-
gangs nach Deutschland deportiert, die Aktion hatte aber
eine tiefgreifende Schockwirkung auf die tschechische
Gesellschaft.

TILMAN PLATH (Greifswald) berichtete Ã¼ber die
ArbeitskrÃ¤fterekrutierung in den drei baltischen Ge-
neralbezirken Litauen, Lettland und Estland des Reichs-
kommissariats Ostland. Im Gegensatz zu den anderen be-
setzten Gebieten der Sowjetunion strebte hier die deut-
sche Verwaltung grundsÃ¤tzlich eine Kooperation an.
Plath betonte die durchaus unterschiedlichen Interes-
sen der deutschen BesatzungsbehÃ¶rden, unter denen
die Arbeitsverwaltung eher zu den schwachen Akteu-
ren zÃ¤hlte. Als eine der wenigen Institutionen vor Ort
plÃ¤dierte diese fÃ¼r einen Einsatz baltischer Arbeits-
krÃ¤fte im Reich. Dabei unterschieden die deutschen
Dienststellen jedoch scharf zwischen Balten und Slawen
- vor allem letztere sollten im Reich zum Einsatz kom-
men. Insgesamt konnte man bei der Organisation des Ar-
beitseinsatzes im Baltikum eine Dominanz der wehrwirt-
schaftlichen Zielsetzungen in diesem Gebiet feststellen.

In der Abschlussdiskussion wurden die Einbezie-
hung immer weiterer Personenkreise in die Arbeits-
krÃ¤fterekrutierung und der immer stÃ¤rker angewen-
dete Zwang als charakteristische Merkmale fÃ¼r die
deutsche Politik in allen besetzten LÃ¤ndern Ost- und
SÃ¼dosteuropas hervorgehoben. Zugleich schÃ¤rfte der
detaillierte Blick auf die Regionen das Bewusstsein fÃ¼r
die Bedeutung lokaler Ereignisse und Entwicklungen auf
den Verlauf des Radikalisierungsprozesses im System der
Zwangsarbeit. Verantwortlich fÃ¼r diese Unterschiede
waren dabei wohl weniger die Strukturen der Arbeits-
verwaltung als vielmehr die allgemeinen Ziele der Besat-
zungspolitik und die Stellung, welche die Nationalsozia-

listen den jeweiligen Regionen in einem zukÃ¼nftigen
Europa unter deutscher Herrschaft zumaÃen. Erste Er-
gebnisse zur vergleichenden Analyse, wie sie hier vorge-
legt wurden, unterstrichen die Notwendigkeit zur weite-
ren Forschung im Handlungsfeld der deutschen Arbeits-
verwaltung und zur stÃ¤rkeren Systematisierung des
vergleichenden Ansatzes. Insbesondere vertiefte Studien
zu WeiÃrussland und zur Ukraine, den beiden Hauptre-
krutierungsgebieten fÃ¼r Zwangsarbeiter ab Ende 1941,
wurden hierbei als Desiderat fÃ¼r kÃ¼nftige Arbeiten
benannt.

KonferenzÃ¼bersicht:

I. Impulsreferat

Dieter G. Maier: Vom VermittlungsbÃ¼ro zum âzivi-
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II. Polen als Modellfall

Ryszard Kaczmarek: Die deutsche Arbeitsverwaltung
in Oberschlesien â zwischen Volkstumspolitik und Wirt-
schaftsrealitÃ¤t

Karsten Linne: âVolkstumspolitikâ und Arbeiterre-
krutierung im âReichsgau Warthelandâ

Robert Seidel: ArbeitskrÃ¤fteerfassung, Ausbeutung
und Zwangsarbeit im Distrikt Radom

Mario Wenzel: Arbeitsverwaltung und Zwangsarbeit
von Juden im Distrikt Krakau 1939-1944

III. Referenzbeispiele aus Ost- und SÃ¼dosteuropa

Christian SchÃ¶lzel: Arbeiterrekrutierung im âUn-
abhÃ¤ngigen Staat Kroatienâ

Zoran Janjetovic: Arbeiterrekrutierung unter der Mi-
litÃ¤rverwaltung in Serbien

Steffen Becker: Der Weg zum âTotaleinsatzâ: Ar-
beitskrÃ¤fterekrutierung im Protektorat BÃ¶hmen und
MÃ¤hren

Tilman Plath: ArbeitskrÃ¤fterekrutierung im Balti-
kum 1941-1944

Abschlussdiskussion

If there is additional discussion of this review, you may access it through the network, at:

http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/
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